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Zahlungsschonfrist: bis zum 14.05.2020 bzw. 
18.05.2020. Diese Schonfrist gilt nicht bei Bar- 
und Scheckzahlungen. Achtung: Bei Scheck-
zahlungen gilt die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks als geleistet! 

Tipps und Hinweise 

 

1. ... für alle Steuerzahler 

PANDEMIE 

Schutzschild für Deutschland 

Um die Auswirkungen des Coronavirus abzufedern, hat 

das Bundesfinanzministerium zusammen mit dem Bun-

deswirtschaftsministerium ein milliardenschweres Hilfs-

programm und steuerpolitische Maßnahmen auf den 

Weg gebracht. Damit sollen Arbeitsplätze und Unter-

nehmen geschützt werden. 

 Kurzarbeit: Um Arbeitsplätze zu erhalten, wird die 

Kurzarbeiterregelung geändert. Betroffene Unter-

nehmen können Lohnkosten und Sozialabgaben 

von der Bundesagentur für Arbeit bezahlen lassen. 

Leiharbeitnehmer sind eingeschlossen und es müs-

sen nur 10 % der Beschäftigten von Kurzarbeit be-

troffen sein, damit die Regelungen greifen. Auf den 

Aufbau negativer Arbeitszeitsalden wird teilweise o-

der vollständig verzichtet.  

 Milliardenschutzschild: Um unverschuldete Fi-

nanznöte kleiner und mittelständischer Unterneh-

men zu lindern, erhalten sie über ihre Hausbanken 

den Zugang zu Krediten und Bürgschaften bei der 

staatlichen Bankengruppe der Kreditanstalt für Wie-

deraufbau (KfW). Bestehende Programme für Liqui-

ditätshilfen werden erheblich ausgeweitet, um den 

Zugang zu günstigen Krediten zu erleichtern. Bei 

der KfW werden zusätzliche Sonderprogramme auf-

gelegt. Auch größere Unternehmen werden unter-

stützt, zum Beispiel durch eine erhöhte Risikoüber-

nahme; bei Unternehmen mit über 5 Mrd. € Umsatz 

erfolgt eine Einzelfallprüfung. 

 Steuerliche Erleichterungen: Daneben soll eine 

Reihe steuerpolitischer Maßnahmen helfen, die Li-

quidität von Unternehmen zu verbessern. Bei unmit-

telbar betroffenen Steuerzahlern dürfen die Finanz-

behörden Steuerforderungen zinslos stunden und 

Vorauszahlungen anpassen. Bis Ende des Jahres 

2020 soll auf Vollstreckungsmaßnahmen und 

Säumniszuschläge verzichtet werden. Auch bei den 

Steuern, die die Zollbehörden verwalten (z.B. Ener-

giesteuer und Luftverkehrssteuer), will man den 

Steuerzahlern entgegenkommen. Das Gleiche gilt 
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für das Bundeszentralamt für Steuern, das für die 

Versicherungssteuer und die Umsatzsteuer zustän-

dig ist und entsprechend verfahren wird. 

 Drohende Insolvenz: Um zu vermeiden, dass be-

troffene Unternehmen allein deshalb einen Insol-

venzantrag stellen müssen, weil Liquiditätshilfen 

nicht rechtzeitig bei ihnen ankommen, soll die regu-

läre dreiwöchige Insolvenzantragspflicht bis zum 

30.09.2020 ausgesetzt werden. 

 Europa: Nach dem Willen der EU-Kommission soll 

eine „Corona Response Initiative“ Unternehmen bei 

Liquiditätsengpässen europaweit unterstützen. 

Hinweis: Auch andere Bundesministerien befassen 

sich mit Hilfsmaßnahmen. So soll zum Beispiel bei (dro-

hender) Arbeitslosigkeit der Zugang zu Leistungen wie 

Arbeitslosengeld und Hartz IV deutlich erleichtert wer-

den. Zudem sollen zahlungsunfähige Mieter, denen der 

Verlust der Wohnung droht, geschützt werden. Die zur 

Umsetzung des Maßnahmenpakets erforderlichen ge-

setzlichen Regelungen will die Bundesregierung im Eil-

verfahren auf den Weg bringen. Wir halten Sie auf dem 

Laufenden und unterstützen Sie nach Kräften bei allen 

Fragen und Anträgen. 

 

2. ... für Unternehmer 

GRUNDERWERBSTEUER 

Steuervergünstigung bei Umstrukturierungen im 
Konzern 

Das Grunderwerbsteuergesetz sieht für Umwandlun-

gen, Einbringungen und andere Erwerbsvorgänge auf 

gesellschaftsvertraglicher Grundlage eine Steuerbe-

günstigung vor, so dass die Steuer bei Umstrukturierun-

gen in einem Konzern nicht erhoben wird. 

Laut Bundesfinanzhof (BFH) ist auch der Fall, dass eine 

abhängige Gesellschaft auf ein herrschendes Unter-

nehmen verschmolzen wird, steuerbegünstigt. Im Streit-

fall war die Klägerin seit mehr als fünf Jahren Alleinge-

sellschafterin einer Tochtergesellschaft, die schließlich 

auf die Klägerin verschmolzen wurde. Durch diesen 

Vorgang gingen die Grundstücke der Tochtergesell-

schaft auf die Klägerin über. Das Finanzamt sah darin 

einen nichtbegünstigten grunderwerbsteuerbaren Er-

werbsvorgang. Dagegen vertrat das Finanzgericht die 

Auffassung, dass die Verschmelzung unter die Steuer-

begünstigung falle. 

Der BFH hat die finanzgerichtliche Entscheidung bestä-

tigt. Die Steuerbegünstigung setze unter anderem vo-

raus, dass 

 an dem Umwandlungsvorgang ein herrschendes 

Unternehmen und eine abhängige Gesellschaft be-

teiligt seien und 

 die Beteiligung des herrschenden Unternehmens an 

der abhängigen Gesellschaft in Höhe von mindes-

tens 95 % innerhalb von fünf Jahren vor dem 

Rechtsvorgang und fünf Jahren nach dem Rechts-

vorgang bestehe. 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-

hofs stellt die Steuerbegünstigung keine unionsrecht-

lich verbotene Beihilfe dar. 

Nach Ansicht des BFH ist die Verschmelzung der Toch-

tergesellschaft auf die Klägerin - entgegen der Auffas-

sung der Finanzverwaltung - steuerbegünstigt. Die Klä-

gerin konnte nach der Verschmelzung aus umwand-

lungsrechtlichen Gründen keine Beteiligung an der 

Tochtergesellschaft mehr halten. Folglich war der „Ver-

bund“ zwischen der Klägerin als herrschendem Unter-

nehmen und der grundbesitzenden Tochtergesellschaft 

als abhängiger Gesellschaft durch die Verschmelzung 

beendet worden. Beides hielt der BFH für unschädlich. 

DIFFERENZBESTEUERUNG 

Wertgrenzen der Kleinunternehmerregelung bei 
Wiederverkäufern 

Sind Unternehmer als Wiederverkäufer tätig, weil sie 

gewerbsmäßig mit Gebrauchsgegenständen handeln o-

der diese im eigenen Namen öffentlich versteigern, kön-

nen sie umsatzsteuerrechtlich die Differenzbesteuerung 

anwenden. Bemessungsgrundlage für die Umsatz-

steuer ist dann die Differenz zwischen dem Verkaufs-

preis (ohne Umsatzsteuer) und dem Einkaufspreis - 

also die Handelsspanne des Verkäufers. 

Hinweis: Klassischer Anwendungsfall für die Differenz-

besteuerung ist der Gebrauchtwagenhandel. Die Be-

steuerung der Differenz soll verhindern, dass bei einem 

Wiederverkauf erneut die volle Umsatzsteuer auf den 

Gegenstand gezahlt werden muss. 

Auch Unternehmer, die die Differenzbesteuerung an-

wenden, können die Kleinunternehmerregelung in 

Anspruch nehmen und sich so der Umsatzsteuererhe-

bung komplett entziehen. Hierzu darf ihr Umsatz (zu-

züglich Umsatzsteuer) im Vorjahr maximal 22.000 € 

und im laufenden Jahr voraussichtlich höchstens 

50.000 € betragen.  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte zunächst den Euro-

päischen Gerichtshof um Vorabentscheidung ersucht. 

Jetzt hat der BFH entschieden, dass sich diese Umsatz-

grenzen nicht auf die Handelsspanne beziehen, son-

dern auf die (wesentlich höheren) Gesamteinnahmen 

des Unternehmers. 

UMSATZSTEUER-ANWENDUNGSERLASS 

Steuerbefreiung bei grenzüberschreitender Güter-
beförderung 

Das Bundesfinanzministerium hat sich zur Steuerbefrei-

ung von Beförderungsleistungen im Rahmen der 

grenzüberschreitenden Güterbeförderung geäußert. 

Die Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlas-

ses sind in diesem Zusammenhang angepasst worden. 
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Eine Steuerbefreiung kommt nicht in Frage, wenn es 

sich um einen Umsatz in Form der Beförderung von Ge-

genständen in einen Drittstaat handelt, bei dem die be-

treffenden Dienste nicht unmittelbar gegenüber dem 

Versender oder dem Empfänger dieser Gegenstände 

geleistet werden. Die Steuerbefreiung kann daher nur 

gewährt werden, wenn der Frachtführer die Beförde-

rungsleistung unmittelbar an den Absender oder den 

Empfänger der Gegenstände erbringt. Die Finanzver-

waltung setzt diese Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs nun in allen offenen Fällen um. 

Hinweis: Bei vor dem 01.07.2020 ausgeführten Um-

sätzen darf noch die bisher geltende Rechtslage ange-

wandt werden. 

BETRIEBSVERPACHTUNG 

Im Gewerbesteuerrecht gibt es keinen „ruhenden 
Gewerbebetrieb“ 

Der für die Gewerbesteuer maßgebliche Gewerbeertrag 

eines Betriebs darf nur dann um Verluste aus früheren 

Jahren gekürzt werden, wenn Unternehmensidentität 

besteht. Das heißt: Der Gewerbebetrieb, in dem die Ver-

luste entstanden sind, muss mit dem Gewerbebetrieb 

identisch sein, der den Abzug der Verluste für sich bean-

sprucht. Entscheidend ist, ob die tatsächlich ausgeübte 

Betätigung die gleiche geblieben ist. Ist das nicht der 

Fall, geht der Verlustvortrag unter.  

In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) 

jetzt entschieden, dass bei einer Verpachtung des Be-

triebs einer gewerblich geprägten Personengesellschaft 

gewerbesteuerliche Verlustvorträge verlorengehen 

können. 

Im Streitfall hatte sich eine Unternehmensgruppe um-

strukturiert. Dabei hatte eine gewerblich geprägte KG (in 

einem Zwischenschritt) ihren Betrieb an eine andere Ge-

sellschaft der Unternehmensgruppe verpachtet. Nach ei-

nem Jahr wurde der Pachtvertrag wieder aufgehoben, 

die bisherige Pächterin erwarb Teile des Betriebsvermö-

gens von der Personengesellschaft und mietete nur noch 

das Betriebsgrundstück an. Das Finanzamt war der Mei-

nung, dass der bisherige Betrieb mit dem Übergang zur 

Verpachtung gewerbesteuerlich beendet worden sei, 

so dass bisherige Verlustvorträge entfallen seien. 

Das Finanzgericht (FG) gab der Klage zunächst statt. 

Vor dem BFH hatte das Urteil jedoch keinen Bestand. Er 

hat die Sache an das FG zurückverwiesen. Es reiche 

nicht aus, wenn der Gewerbebetrieb im Anrechnungsjahr 

wieder mit dem des Verlustentstehungsjahres identisch 

sei, in der Zwischenzeit aber die werbende Tätigkeit 

nicht nur vorübergehend unterbrochen oder eine anders-

artige werbende Tätigkeit ausgeübt worden sei. Die Un-

ternehmensidentität muss laut BFH für die Verlustver-

rechnung ununterbrochen bestanden haben. 

Hinweis: Sollte sich im zweiten Rechtsgang ergeben, 

dass es mit der Verpachtung zu einer Betriebsaufspal-

tung gekommen ist, hätte die Unternehmensidentität 

ab der Verpachtung (für die Dauer der personellen und 

sachlichen Verflechtung) fortbestanden. 

 

3. ... für GmbH-Geschäftsführer 

SANIERUNGSKLAUSEL 

Späte Rehabilitation durch die Europäische Kom-
mission 

Es handelt sich wohl um eines der bekanntesten Dilem-

mas im Körperschaftsteuerrecht: Eigentlich hatte es der 

deutsche Fiskus gut gemeint, als er im Rahmen der kör-

perschaftsteuerlichen Verlustuntergangsregelungen 

eine Sanierungsbegünstigung einfügte. Dabei hatte 

aber wohl niemand mit der Europäischen Kommission 

gerechnet: Diese befand die entsprechende Vorschrift 

für vertragswidrig, da sie eine selektive Bevorteilung 

darstelle und damit eine unzulässige Beihilfe des deut-

schen Staates sei. 

Folglich mussten die hiesigen Finanzämter die zwi-

schenzeitlich gewährten Steuervorteile zurückfordern. 

Gegen die Entscheidung legte die Bundesregierung 

Klage ein - leider einen Tag zu spät. Einigen beharrli-

chen Unternehmen ist es zu verdanken, dass die Sache 

dann doch vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) ent-

schieden worden ist. Nach Ansicht des EuGH ist die Sa-

nierungsklausel keine unzulässige Beihilfe. 

Nach einer genaueren Untersuchung der deutschen 

Vorschriften ist nun auch die Europäische Kommission 

- neun Jahre nach ihrer ersten Einschätzung - zu dem 

Schluss gekommen, dass die Sanierungsklausel rech-

tens ist. 

 

4. ... für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

BETRIEBLICHE GESUNDHEITSFÖRDERUNG 

Wie Arbeitsparteien den Freibetrag von 600 € nut-
zen können 

Vom Arbeitgeber durchgeführte bzw. finanzierte Maß-

nahmen zur allgemeinen und betrieblichen Gesund-

heitsförderung, die der Belegschaft zugutekommen, 

können seit dem 01.01.2020 mit bis zu 600 € pro Jahr 

und Mitarbeiter (lohn-)steuerfrei bleiben. Vorausset-

zung ist ein überwiegend eigenbetriebliches Interesse, 

das der Arbeitgeber im Zweifel nachweisen muss. 

Steuerlich begünstigt sind Leistungen, die Krankheitsri-

siken mindern bzw. verhindern (primäre Prävention) 

und das selbstbestimmte gesundheitsorientierte Han-

deln fördern (Gesundheitsförderung). Steuerfrei können 

etwa Bewegungs- und Ernährungskurse oder Seminare 

zur Stressbewältigung bleiben. Begünstigt sind aller-

dings nur Leistungen, die der Arbeitgeber zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbringt. Zu-

dem müssen die Leistungen hinsichtlich Qualität, 

Zweckbindung, Zielgerichtetheit und Zertifizierung den 

Anforderungen der §§ 20 und 20b Sozialgesetzbuch V  
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genügen. Bei verhaltensbezogenen Präventionsmaß-

nahmen (z.B. zur Suchtprävention) muss es sich um ein 

von den Krankenkassen oder der Zentralen Prüfstelle 

Prävention zertifiziertes Angebot handeln. 

Hinweis: Einen Überblick über die zertifizierten Ange-

bote bieten der Spitzenverband Bund der Krankenkas-

sen und die Krankenkassen auf ihren Internetseiten. 

Nicht unter den Freibetrag fallen zum Beispiel vom Ar-

beitgeber übernommene Mitgliedsbeiträge in Sport-

vereinen und Fitnessstudios. Solche Zuwendungen 

lassen sich aber unter die monatliche Sachbezugsfrei-

grenze von 44 € fassen. 

 

5. ... für Hausbesitzer 

VERMIETUNGSOBJEKT 

Bei erneuertem Entwässerungskanal sind die Kos-
ten sofort abziehbar 

Für Vermieter ist es von zentraler Bedeutung, ob Bau-

maßnahmen an ihrem Mietobjekt zu Anschaffungs- o-

der Herstellungskosten des Gebäudes  

oder zu Erhaltungsaufwendungen führen. Während 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten nur zusammen 

mit dem Gebäude abgeschrieben werden können 

(meist mit nur 2 % pro Jahr), lassen sich Erhaltungsauf-

wendungen direkt im Zahlungsjahr in voller Höhe abset-

zen. 

Ein Vermieter hat nun vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 

erreicht, dass er die Kosten für die Sanierung eines Ent-

wässerungskanals seines Mietobjekts in Höhe von 

10.070 € größtenteils sofort als Erhaltungsaufwand ab-

ziehen kann. Der alte Anschlusskanal war durch Wur-

zeleinwuchs beschädigt worden, so dass die zustän-

dige Gemeinde den Vermieter zu einer Erneuerung auf-

gefordert hatte. Die daraufhin vorgenommene Sanie-

rung umfasste unter anderem den Ausbau und die Ent-

sorgung der zerstörten Entwässerungsleitung und eines 

vorhandenen Betonschachts, die Lieferung eines neuen 

Kontrollschachts, das Ausheben eines neuen Entwäs-

serungsgrabens und die Einführung der Leitung in das 

Haus. 

Aufwendungen für die Erst- oder Zweitherstellung von 

Zuleitungsanlagen eines Gebäudes zum öffentlichen 

Kanal gehören laut BFH zu den Herstellungskosten des 

Gebäudes, soweit sie für Anlagen auf privatem Grund 

entstanden sind. Aufwendungen für die Ersetzung, Mo-

dernisierung oder Instandsetzung einer vorhande-

nen und funktionsfähigen Kanalisation sind dagegen 

sofort abziehbare Erhaltungsaufwendungen. 

Der BFH ordnete einen Großteil der Kosten den Erhal-

tungsaufwendungen zu, da eine vorhandene Leitung er-

setzt worden war und die Kosten daher nur der Erhal-

tung des Grundstücks dienten. Sie waren nicht als 

Herstellungskosten zu qualifizieren. Sie hatten weder 

der Herstellung eines bisher nicht vorhandenen Abwas-

serrohrsystems noch der Wiedererstellung eines un-

brauchbar gewordenen Rohrsystems gedient und auch 

nicht das Grundstück in seiner Funktion verändert. Le-

diglich die Kosten für die Hauseinführung sah der BFH 

als Herstellungskosten an. 

Hinweis: Vermieter sollten einen teuren Fallstrick ken-

nen, der Steuerersparnisse bei hohen Erhaltungsauf-

wendungen zu Fall bringen kann: Überschreiten die 

Kosten für die Instandsetzung und Modernisierung des 

Mietobjekts (ohne Umsatzsteuer) in den ersten drei 

Jahren nach dessen Anschaffung die Grenze von 

15 % der Anschaffungskosten des Gebäudes, qualifi-

ziert das Finanzamt sie nachträglich in „anschaffungs-

nahe Herstellungskosten“ um. Die Kosten können 

dann nur über die Abschreibung berücksichtigt wer-

den. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


